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Verordnung 

der Bundesregierung 


Zweite Verordnung zur Änderung der Verpackungsverordnung 


A. Zielsetzung 

Bereits in der geltenden Fassung sieht die Verpackungsverordnung einen be- 
sonderen Schutz für ökologisch vorteilhafte Mehrweg-Getränkeverpackungen 
vor. Als Instrument dient eine Pfandpflicht für Einweg-Getränkeverpackungen, 
die im Falle des Unterschreitens einer Mehrwegschutzquote von 72% in den 
Getränkebereichen greift, bei denen der Anteil von Mehrweg- Verpackungen 
des Jahres 1991 unterschritten ist. 

Ziel der Änderungsverordnung ist zunächst die Anpassung der Regelung an 
neue Erkenntnisse aus Ökobilanz-Untersuchungen. Außerdem soll die beste- 
hende Regelung, die das Eintreten der Pfandpflicht vom Unterschreiten von 
Quoten abhängig macht und zwischen Getränkebereichen unterscheidet, durch 
eine für die Betroffenen praktikablere Neuregelung ersetzt werden. 


B. Lösung 

Änderung der Verpackungsverordnung vom 21. August 1998. Zukünftig wird 
nicht mehr zwischen Einweg- und Mehrweg-Getränkeverpackungen unter- 
schieden, sondern zwischen ökologisch vorteilhafter und ökologisch nicht vor- 
teilhaften Getränkeverpackungen. Der Getränkekarton wird als ökologisch 
vorteilhafte Getränkeverpackung eingestuft. Außerdem wird die bestehende 
Quoten-Regelung, die zwischen Marktsegmenten differenziert, durch eine 
unmittelbare Pfandpflicht für ökologisch nicht vorteilhafte Getränkeverpackun- 
gen in allen betroffenen Marktsegmenten ersetzt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Dem Bund entstehen gegenüber der geltenden Verpackungsverordnung keine 
zusätzlichen Kosten. Bei Ländern und Kommunen werden durch zusätzliche 
Vollzugsaufgaben allenfalls äußerst begrenzt zusätzliche Kosten anfallen. 
Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass bereits nach der geltenden 
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Regelung noch im Jahr 2001 eine Pfandpflicht für Einwegverpackungen von 
Bier und Mineralwasser eintreten würde. Kosten für den Vollzug werden außer- 
dem durch die Selbstkontrolle der Wirtschaft reduziert. Den noch verbleiben- 
den Zusatzkosten stehen Einsparungen bei den Kommunen wegen des zu 
erwartenden Rückgangs des sog. Littering gegenüber. 


E. Sonstige Kosten 

Bei einer Betrachtung der zusätzlichen Kosten bei Herstellern und Vertreibern 
muss von einer ohnehin eintretenden Pfandpflicht bei Bier und Mineralwasser 
ausgegangen werden. Kosten entstehen zunächst in Form von Investitionen für 
den Aufbau eines Rücknahmesystems, voraussichtlich insbesondere für die 
Einrichtung von Rücknahme-Automaten, aber auch für die Sammellogistik im 
weiteren Sinn. Hinzu kommen regelmäßige Betriebskosten. 

Insgesamt schätzen das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
und das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit in 
einem gemeinsamen Bericht vom 18. Januar 2001 die Mehrkosten gegenüber 
der Erfassung der betroffenen Getränkeverpackungen im bestehenden Rück- 
nahmesystem auf jährlich rd. 265 Mio. DM. 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-3- 


Drucksache 14/5941 


BüNDESREPUBIilK DEUTSCHLAND 
DER BUNDESKANZLER 


Berlin, den 



Mai 2001 


022 (3211 - 235 05 - Ve 21/01 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 

11011 Berlin 


Hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene 

Zweite Verordnung zur Änderung der Verpackungs Verordnung 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Zustimmung des Deutschen Bundestages aufgrund des § 59 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. 
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Zweite Verordnung zur Änderung der Verpackungsverordnung 1 ) 


Auf Grund des § 24 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 59 
des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes vom 27. Sep- 
tember 1994 (BGBl. I S. 2705) verordnet die Bundesregie- 
rung nach Anhörung der beteiligten Kreise unter Wahrung 
der Rechte des Deutschen Bundestages: 

Artikel 1 

Die Verordnung über die Vermeidung und Verwertung 
von Verpackungsabfällen (Verpackungsverordnung) vom 
21. August 1998 (BGBl. 1 S. 2379), zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom 28. August 2000, BGBl. 1 S. 1344) 
wird wie folgt geändert: 

1 . ln § 3 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 eingefugt: 

„(4) Ökologisch vorteilhafte Getränkeverpackungen 
im Sinne dieser Verordnung sind Mehrweggetränkever- 
packungen, Getränkekartonverpackungen und Ge- 
tränke-Polyethylen-Schlauchbeutel- Verpackungen.“ 

Die bisherigen Absätze 4 bis 1 1 werden die Absätze 5 bis 12. 

2. ln § 8 wird Absatz 1 wie folgt gefasst: 

„(1) Vertreiber, die flüssige Lebensmittel in Getränke- 
verpackungen, die keine ökologisch vorteilhaften Verpa- 
ckungen sind, in Verkehr bringen, sind verpflichtet, von 
ihrem Abnehmer ein Pfand in Höhe von mindestens 
0,25 Euro einschließlich Umsatzsteuer je Verpackung zu 
erheben; ab einem Füllvolumen von mehr als 1,5 Liter 
beträgt das Pfand mindestens 0,50 Euro einschließlich 
Umsatzsteuer. Satz 1 gilt nicht für Verpackungen, die 
nicht im Geltungsbereich der Verordnung an Endverbrau- 
cher abgegeben werden. Das Pfand ist von jedem weite- 
ren Vertreiber auf allen Handelsstufen bis zur Abgabe an 
den Endverbraucher zu erheben. Das Pfand ist jeweils bei 


Rücknahme der Verpackungen nach § 6 Abs. 1 Satz 1 
und 6 sowie § 6 Abs. 2 Satz 1 zu erstatten. Vertreiber mit 
einer Verkaufsfläche von weniger als 200 m 2 können die 
Rücknahme und Pfanderstattung auf die Getränkeverpa- 
ckungen im Sinne des Satzes 1 beschränken, die sie in 
Verkehr gebracht haben.“ 

3. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 bis 4 werden aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Die Befreiung nach Absatz 1 sowie § 6 Abs. 3 
gelten nicht für Verpackungen von Bier, Mineralwas- 
ser (einschl. Quellwässer, Tafelwässer und Heilwäs- 
ser), Erfrischungsgetränken mit Kohlensäure und 
Fruchtsäften (einschl. Fruchtnektare, Gemüsesäfte 
und andere Getränke ohne Kohlensäure; ausgenom- 
men diätetische Lebensmittel), die keine ökologisch 
vorteilhaften Getränkeverpackungen sind. § 6 Abs. 1 
Satz 9 und 1 0 gilt nicht für die in Satz 1 genannten 
Verpackungen.“ 

4. ln § 10 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 angefügt: 

„Satz 1 gilt nicht für die in § 9 Abs. 2 genannten 
Verpackungen.“ 

5. ln § 15 Nr. 17 wird die Angabe „§ 8 Abs. 1,“ durch die 
Angabe „§ 8 Abs. 1 Satz 1, 3 oder 4, jeweils“ ersetzt. 

Artikel 2 

Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a dieser Verordnung tritt am 

Tage nach der Verkündung in Kraft. Im Übrigen tritt die 

Verordnung am 1 . Januar 2002 in Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Berlin, den ... 2001" 


Der Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 


') Mit dieser Verordnung wird die Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 20. Dezember 
1994 über Verpackungen und Verpackungsabfälle (ABI. EG Nr. L 365 S. 10) umgesetzt. Die Verpflichtungen aus der 
Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren 
auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsge- 
sellschaft (ABI. EG L 204 S. 34), zuletzt geändert durch die Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlamentes und 
des Rates vom 20. Juli 1998 (ABI. EG Nr. L 217 S. 18) sind beachtet worden. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Ausgangslage 

a) Die Verpackungsverordnung vom 21. August 1998 
(Bundesgesetzblatt I S. 2379) sieht - wie bereits die Ver- 
packungsverordnung vom 12. Juni 1991 (Bundesgesetz- 
blatt 1 S. 1234) - einen besonderen Schutz für ökolo- 
gisch vorteilhafte Getränkeverpackungen vor. Der 
Schutz gilt für die als ökologisch vorteilhaft erkannten 
Mehrweg-Verpackungen sowie für PE-Schlauchbeutel 
im Bereich pasteurisierte Konsummilch. Als Instrument 
dient eine Pfandpflicht für Einweg-Getränkeverpackun- 
gen, die im Falle des Unterschreitens einer Mehrweg- 
schutzquote von 72 % in den Getränkebereichen greift, 
bei denen der Anteil von Mehrweg- Verpackungen des 
Jahres 1991 unterschritten ist. 

b) Nachdem der Mehiweg-Anteil bei Getränkeverpackun- 
gen in den Jahren nach Inkrafttreten der ersten Verpa- 
ckungsverordnung zunächst stabil war, wurde im Jahr 

1997 die 72 %-Quote erstmals unterschritten. Im Jahr 

1998 ist der Mehrweg-Anteil weiter auf 70,13 % abge- 
sunken. Vorläufige Schätzungen zur Entwicklung der 
Mehrweg-Anteile in den Jahren 1999 und 2000 weisen 
daraufhin, dass sich der Abwärtstrend beschleunigt. 

Gemäß § 9 Abs. 2 Verpack V greift sechs Monate nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses der Nacherhebung die 
Pfandpflicht für Einweg-Getränkeverpackungen in den 
Bereichen, in denen der spezifische Mehrweg-Anteil 
von 1991 unterschritten ist. 

Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass nach 
geltendem Recht noch im Jahr 2001 eine Pfandpflicht in 
den Bereichen Bier und Mineralwasser ausgelöst würde. 

c) Im August 2000 wurde vom Umweltbundesamt das Er- 
gebnis einer Ökobilanz zu Getränkeverpackungen für al- 
koholfreie Getränke mit und ohne Kohlensäure sowie 
von Wein vorgelegt. Die Studie belegt, dass nach wie 
vor eine klare Trennlinie zwischen ökologisch vorteil- 
haften und ökologisch nachteiligen Verpackungen ver- 
läuft. Für alle untersuchten Getränkebereiche erwiesen 
sich Mehrwegsysteme sowohl aus Glas als auch aus PET 
als grundsätzlich ökologisch vorteilhaft. Für Getränke 
ohne Kohlensäure ließen sich jedoch keine eindeutigen 
ökologischen Vor- oder Nachteile von Kartonverpackun- 
gen gegenüber Glas-Mehrwegsystemen feststellen. 

2. Eckpunkte der Novellierung 

a) Ziel ist die Stabilisierung und Förderung ökologisch vor- 
teilhafter Getränkeverpackungen. Ermächtigungsgrund- 
lage für die Regelung ist § 24 Abs. 1 Nr. 2 KrW-/AbfG. 
Hiernach wird die Bundesregierung ermächtigt, zur 
Festlegung von Anforderungen zur Erfüllung der Pro- 
duktverantwortung u. a. Pfandpflichten einzuführen. Der 
Verordnungsgeber beansprucht diese Ermächtigung mit 
Blick auf abfallvermeidende und ressourcenschonende 
Effekte im Bereich Getränkeverpackungen. 

Ein wesentliches Anliegen der Novellierung ist die Be- 
rücksichtigung der Ergebnisse der Ökobilanz des Um- 


weltbundesamtes für Getränkeverpackungen. Gesamt- 
ökologische Betrachtungen dienen dabei zur kritischen 
Überprüfung des abfallwirtschaftlichen und ressourcen- 
schonenden Ansatzes. Zukünftig wird nicht mehr zwi- 
schen Einweg- und Mehrweg-Getränkeverpackungen 
unterschieden, sondern zwischen ökologisch nachteili- 
gen und ökologisch vorteilhaften Getränkeverpackun- 
gen. Die Einordnung des Getränkekartons als ökologisch 
vorteilhafte Verpackung erscheint dabei sachgerecht. 

b) Die Entwicklung der letzten Jahre hat gezeigt, dass al- 
lein die Drohung einer Pfandpflicht zur Stabilisierung 
des Anteils ökologisch vorteilhafter Getränkeverpackun- 
gen nicht mehr ausreicht. Die Sanktion Pfandpflicht 
muss nun eingreifen. Dabei ist einer klaren und eindeuti- 
gen Regelung der Vorzug zu geben, die eine unmittel- 
bare Pfandpflicht, unabhängig vom Unterschreiten von 
Quoten einführt. 

c) Um zu einer einfachen, für die betroffenen Wirtschafts- 
kreise, Vollzugsbehörden und Verbraucher verständli- 
chen und praktikablen Regelung zu kommen, wird auch 
die Differenzierung zwischen den von der Pfandpflicht 
betroffenen Getränkesegmenten aufgehoben. Zwar er- 
schien die Differenzierung bei der Androhung des Sank- 
tionsinstruments Pfandpflicht sachgerecht, um die Ver- 
antwortung der jeweiligen Hersteller und Vertreiber für 
das Aufrechterhalten ökologisch vorteilhafter Verpa- 
ckungssysteme in ihren jeweiligen Branchen möglichst 
eindeutig zuzuordnen, ln der praktischen Umsetzung 
der Bepfandung ist die Differenzierung z. B. zwi- 
schen Bier-Dosen und Dosenverpackungen für sog. 
Soft-Drinks dem Verbraucher schwer vermittelbar. Wein 
ist von der Pfandpflicht ausgenommen, da in diesem Be- 
reich angesichts der strukturellen Besonderheiten des 
Weinmarktes eine entsprechende ökologische Lenkungs- 
wirkung nicht zu erwarten ist. 

d) Von der Pfandpflicht werden Anreize für Abfüller, Han- 
del und Verbraucher ausgehen, wieder verstärkt ökolo- 
gische Getränkeverpackungen anzubieten bzw. nach- 
zufragen. Durch eine sortenreine Erfassung im 
Pfand-Rücknahme-System und anschließende hochwer- 
tige Verwertung der zurückgenommenen Verpackungen 
werden Stoffkreisläufe optimiert. Das sog. Littering und 
die damit verbundene Beeinträchtigung des Straßen- und 
Landschaftsbildes werden eingedämmt. 

Sowohl wissenschaftliche Untersuchungen als auch Er- 
fahrungen im Ausland belegen, dass diese Ziele mit der 
Einführung eines Pfandes auf Einweg-Getränkeverpa- 
ckungen erreicht werden können. 

3. Kostenwirkungen 

a) Durch die Förderung von Mehlwegsystemen und die da- 
mit verbundene Vermeidung von Abfällen wirkt die No- 
vellierung einer Kostensteigerung im Bereich der Ent- 
sorgung entgegen. Durch die zu erwartende Erhöhung 
der Rücklaufquote bei Einwegverpackungen und die da- 
mit ermöglichte verbesserte Verwertung werden externe 
Kosten internalisiert. 
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b) Dem Bund entstehen gegenüber der geltenden Verpa- 
ckungsverordnung keine zusätzlichen Kosten. Im Ge- 
genteil entfallen künftig Kosten für die bisher jährlich 
durchzuführende Erhebung der Anteile von in ökolo- 
gisch vorteilhaften Getränkeverpackungen abgefüllten 
Getränken. 

c) Zusätzliche Kosten bei Ländern und Kommunen durch 
zusätzliche Vollzugsaufgaben insbesondere im Bereich 
der Überwachung der Umsetzung der Pfandpflicht wer- 
den sehr begrenzt anfallen. Dabei ist insbesondere zu be- 
rücksichtigen, dass bereits nach der geltenden Regelung 
noch im Jahr 2001 eine Pfandpflicht für Einwegverpa- 
ckungen von Bier und Mineralwasser eintreten würde. 

Kosten für den Vollzug werden außerdem durch die 
Selbstkontrolle der Wirtschaft reduziert, die an einem 
reibungslosen Funktionieren des Pfand-Rücknahmesys- 
tems interessiert ist. 

Den noch verbleibenden Zusatzkosten stehen Einsparun- 
gen bei den Kommunen wegen des zu erwartenden 
Rückgangs des sog. Littering gegenüber. 

d) Auch bei einer Betrachtung der zusätzlichen Kosten bei 
Herstellern und Vertreibem muss von einer ohnehin ein- 
tretenden Pfandpflicht bei Bier und Mineralwasser ausge- 
gangen werden. Zusätzlichen Kosten für die Umsetzung 
der Neuregelung stehen deshalb Synergieeffekte gegen- 
über. Kosten entstehen zunächst in Form von Investitionen 
für den Aufbau eines Rücknahmesystems, voraussichtlich 
insbesondere für die Einrichtung von Rücknahme-Auto- 
maten, aber auch für die Sammellogistik im weiteren Sinn. 
Hinzu kommen regelmäßige Betriebskosten z. B. für die 
Wartung von Automaten, die hündische Rücknahme von 
Verpackungen, Transporte, den Betrieb von Sortierzen- 
tren und die eigentliche Verwertung. Außerdem entstehen 
im Bereich der Hersteller Kosten für die Kennzeichnung 
der bepfandeten Verpackungen, ln einer gemeinsamen 
Kostenschätzung vom Januar 2001 gehen das Bundesmi- 
nisterium für Wirtschaft und Technologie und das Bun- 
desministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit von einem Investitionsbedarf in Höhe von 
2,08 Mrd. DM für die Einrichtung von Rücknahmeauto- 
maten aus. Aus den daraus abgeleiteten Abschreibungen 
und Aufwendungen für Kapitaldienst sowie aus den ge- 
schätzten Betriebs- und Logistikkosten ergeben sich in der 
Schätzung der beiden Bundesministerien jährlich Brutto- 
kosten für Aufbau und Betrieb eines Pfand-Rücknahme- 
systems in Höhe von rd. 905 Mio. DM. 

Diesen Kosten stehen Einsparungen bei der bisherigen 
Rücknahme als Selbstentsorger bzw. in Form von einge- 
sparten Lizenzgebühren für die Rücknahme gemäß § 6 
Abs. 3 Verpack V gegenüber. Kostenreduzierend wirken 
sich auch Erlöse für das in die Verwertung eingebrachte 
Sekundärmaterial aus. Angesichts der in einem Pfandsys- 
tem möglichen sortenreinen Sammlung ist - im Vergleich 
zur derzeitigen Situation - von steigenden Erlösen auszu- 
gehen. Im Bericht der beiden Bundesministerien werden 
die Sekundärrohstoff-Erlöse auf rd. 90 Mio. DM und die 
eingesparten Lizenzentgelte auf rd. 550 Mio. DM ge- 
schätzt. 

Insgesamt ergeben sich aus der Kostenschätzung des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie und 
des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit geschätzte Mehrkosten gegenüber der 
Erfassung der betroffenen Getränkeverpackungen im be- 


stehenden Rücknahmesystem in Höhe von jährlich rd. 
265 Mio. DM. 

4. Preiswirkungen 

Das Potential für Preissteigerungen, das sich aus den darge- 
stellten Kosten bei Herstellern und Vertreibem ergibt, ist ge- 
ring und wird darüber hinaus zumindest teilweise durch ein- 
gesparte Lizenzgebühren und Erlöse kompensiert. Auch vor 
dem Hintergrund der ohnehin nach geltendem Recht noch 
im Jahr 2001 zu erwartenden Pfandpflicht für mindestens 
zwei Getränkebereiche, sind allenfalls geringfügige Preis- 
steigerungen durch die Neuregelung zu erwarten. 

Angesichts des geringen Anteils der ggf. möglichen Preis- 
steigerungen an den gesamten Herstellungs- und Vertriebs- 
kosten der von der Regelung betroffenen Produkte sind 
Auswirkungen auf das gesamtwirtschaftliche Preisniveau 
nicht zu erwarten. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 
Zu §3 

Mit der Novellierung werden die Ergebnisse der im August 
2000 vorgelegten Ökobilanz-Studie „Getränkeverpackun- 
gen II“ des Umweltbundesamtes berücksichtigt. Neben 
Mehrweg-Verpackungen werden nun auch Kartonverpa- 
ckungen den ökologisch vorteilhaften Getränkeverpackun- 
gen zugerechnet. Um auch zukünftig eine klare Abgrenzung 
zwischen ökologisch vorteilhaften und ökologisch nachteili- 
gen Getränkeverpackungen zur Verfügung zu haben, wird 
der Begriff der ökologisch vorteilhaften Getränkeverpa- 
ckungen im Rahmen der Begriffsbestimmungen des § 3 
VerpackV definiert. 

Der Definition „ökologisch vorteilhafte Getränkeverpa- 
ckungen“ hegen die zum Zeitpunkt der Novellierung aktuel- 
len Erkenntnisse über die gesamtökologischen Bewertungen 
von Getränkeverpackungen unter Berücksichtigung aner- 
kannter und durch das Umweltbundesamt geprüfter Ökobi- 
lanz-Untersuchungen zugrunde. Die Einstufung von Ge- 
tränkekartonverpackungen als ökologisch vorteilhaft zeigt, 
wie in der Vergangenheit die entsprechende Einstufung des 
PE-Schlauchbeutels, dass eine Anpassung der VerpackV an 
neuere wissenschaftliche Erkenntnisse erforderlich werden 
kann und zu gegebener Zeit durch eine Änderung der Ver- 
ordnung möglich ist. Insoweit wird die Bundesregierang 
Getränkeverpackungen auch weiterhin überprüfen und ggf. 
die Einstufung als ökologisch vorteilhafte Getränkever- 
packung vornehmen bzw. revidieren. Sie wird dabei Ökobi- 
lanz-Untersuchungen berücksichtigen, die den Anforderun- 
gen der ISO-Normen 14040 ff. entsprechen und vom 
Umweltbundesamt geprüft sind. 

Einweg-Kunststoffflaschen können nach bisherigen wissen- 
schaftlichen Erkenntnissen nicht als ökologisch vorteilhafte 
Getränkeverpackungen eingestuft werden. Bei einer etwai- 
gen Optimierung dieser Verpackung im Entsorgungsbereich 
könnte in Zukunft eventuell eine ökologisch günstigere Be- 
wertung erfolgen. Dies könnte eventuell für eine bepfandete 
PET-Rücklaufflasche mit sortenreiner Erfassung und hoch- 
wertigem Recycling gelten, wenn sich eine solche Erkennt- 



Drucksache 14/5941 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


nis aus entsprechend anerkannten wissenschaftlichen Unter- 
suchungen und gesamtökologischer Bewertung ergeben 
sollte. Derzeit sind Einweg-Kunststoffflaschen aber man- 
gels solcher Erkenntnis nach wie vor nicht den ökologisch 
vorteilhaften Getränkeverpackungen zugerechnet. 

Zu §8 

Mit der Novellierung des § 8 wird der neuen Definition 
„ökologisch vorteilhafte Getränkeverpackungen“ Rechnung 
getragen. Die Pfandpflicht gilt nicht mehr für alle Ein- 
weg-Getränkeverpackungen, sondern lediglich für Geträn- 
keverpackungen, die nicht als ökologisch vorteilhaft einge- 
stuft sind. Von der Pfandpflicht für diese Verpackungen 
sollen Anreize für Vertreiber und Verbraucher ausgehen, 
vermehrt ökologisch vorteilhafte Getränkeverpackungen zu 
verwenden. 

Im Zuge der Novellierung werden die - bereits in der gel- 
tenden VerpackV vorgesehenen - Pfandbeträge von DM auf 
Euro umgestellt. 

Die Rücknahme hat nach § 6 Abs. 1 und 2 zu erfolgen. Die 
Verpflichtung, gebrauchte bepfandete Verpackungen am „Ort 
der tatsächlichen Übergabe oder in dessen unmittelbarer 
Nähe“ zurückzunehmen, lässt den jeweiligen örtlichen Ge- 
gebenheiten angepasste, flexible und für den Rückgabebe- 
rechtigten zumutbare Lösungen zu. Dabei ist durchaus mög- 
lich, dass sichz. B. innerhalb von Fußgängerzonen Vertreiber 
zusammenschließen und eine gemeinsame Rücknahmestelle 
in zumutbarer fußläufiger Entfernung zu den Ladengeschäf- 
ten betreiben. Für Einrichtungen der Gemeinschaftsverpfle- 
gung innerhalb von Betrieben kann z. B. auch eine für den 
Rückgabeberechtigten zumutbar erreichbare Rücknahme- 
stelle auf dem Betriebsgelände genügen. 

§ 8 Abs. 1 Satz 2 stellt klar, dass Verpackungen, die nicht im 
Inland an Endverbraucher abgegeben werden, möglicher- 
weise aber im Inland auf verschiedenen Vertreiberstufen in 
Verkehr gebracht werden, der Pfandpflicht nicht unterlie- 
gen. 

Um einen besonderen Schutz von Vertreibern mit einer Ver- 
kaufsfläche unter 200 m 2 zu gewährleisten, wird diesen die 
Möglichkeit eingeräumt, die Rücknahme und Pfanderstat- 
tung für Getränkeverpackungen, die der Pfandpflicht unter- 
liegen, auf die Verpackungen zu beschränken, die sie selbst 
in Verkehr gebracht haben. Diese Einschränkungsmöglich- 
keit geht noch weiter als die Einschränkung in § 6 Abs. 1 
Satz 5, wonach der Vertreiber nur eine nach Art, Form und 
Größe gleiche Verpackungen der von ihm geführten Marke 
zurückzunehmen hat. 

Zu §9 

Die grundsätzliche Befreiung von der Pfandpflicht für Ver- 
packungen flüssiger Lebensmittel, deren Hersteller oder 
Vertreiber sich an einem System nach § 6 Abs. 3 beteiligt, 
bleibt bestehen. 

Von der Befreiung sind jedoch nunmehr unabhängig vom 
Erreichen einer Mehrweg-Quote alle Verpackungen von 
Bier, Mineralwasser (einschl. Quellwässer, Tafelwässer und 
Heilwässer), Erfrischungsgetränken mit Kohlensäure und 


Fruchtsäften (einschl. Fruchtnektare, Gemüsesäfte und an- 
dere Getränke ohne Kohlensäure) ausgenommen, die keine 
ökologisch vorteilhaften Verpackungen sind. Für diese Ver- 
packungen ist auch eine Befreiung von den Rücknahme- 
pflichten nach § 6 Abs. 1 und 2 bei Beteiligung an einem 
System nach § 6 Abs. 3 nicht mehr möglich. Für die zurück- 
genommenen bepfandeten Verpackungen gelten gemäß § 9 
Abs. 2 Satz 2 die Anforderungen gemäß Anhang I Nr. 1 und 
2, d. h. vor allem auch die dort enthaltenen Verwertungs- 
quoten und die entsprechenden Nachweispflichten. 

Da pasteurisierte Konsummilch in Deutschland nahezu voll- 
ständig in ökologisch vorteilhaften Verpackungen entspre- 
chend der neuen Definition des § 3 Abs. 4 (neu) in Verkehr 
gebracht wird, entfällt die Regelung für Milch, ln § 9 Abs. 2 
Satz 1 wird ferner klargestellt, dass diätetische Lebensmittel 
auch in der novellierten Fassung von der Regelung des § 9 
Abs. 2 ausgenommen sind. Diätetische Lebensmittel sind 
Lebensmittel im Sinne des § 1 der Verordnung über diäteti- 
sche Lebensmittel i. d. F. der Bekanntmachung vom 25. Au- 
gust 1988 (BGBl. I S. 1713), zuletzt geändert durch Arti- 
kel 1 der Verordnung vom 5. Mai 1999 (BGBl. I S. 924), die 
besonderen ernährungsphysiologischen und lebensmittel- 
rechtlichen Anforderungen entsprechen. Hierzu gehören 
z. B. flüssige Nahrungsmittel für Säuglinge und Kleinkin- 
der. Bei diesen Getränken, bei denen ökologisch vorteilhafte 
Verpackungsaltemativen nur sehr begrenzt zur Verfügung 
stehen, ist eine hinreichende Lenkungswirkung durch eine 
Pfandpflicht nicht zu erwarten. 

Die Absätze 3 und 4 entfallen, da eine Erhebung bzw. 
Bekanntgabe der Mehrweg-Anteile nicht mehr erforderlich 
sind und die Pfandpflicht nicht mehr vom Unterschreiten 
einer Quote abhängig ist. 

Zu§ 10 

Der neue Satz 3 dient lediglich der Klarstellung. Die in § 9 
Abs. 2 bestimmten Getränkeverpackungen unterliegen im 
gesamten Geltungsbereich der Verordnung der Pfandpflicht 
ohne die Möglichkeit der Befreiung durch Beteiligung an 
einem System nach § 6 Abs. 3. 

Zu§ 15 

Die Ergänzung in Nummer 17 ist erforderlich, da nach der 
Änderung des § 8 Abs. 1 nur noch die Sätze 1, 3 und 4 des 
§ 8 Abs. 1 bußgeldbewehrt sind. 

Zu Artikel 2 

Die Streichung der Absätze 2 bis 4 des § 9 tritt unmittelbar 
nach der Verkündung der Verordnung in Kraft, um zu ver- 
hindern, dass im Zeitraum zwischen Verkündung und Wirk- 
samwerden der Pfandpflicht in der novellierten Fassung be- 
reits die bisherige Regelung greift, die eine Quoten- und 
Marktsegment-abhängige Pfandpflicht vorsieht. 

Die übrigen Änderungen werden zum 1. Januar 2002 wirk- 
sam. Damit erhalten die Wirtschaftsbeteiligten Zeit, sich auf 
die Umsetzung einzustellen. Für den 1. Januar 2002 spricht 
auch die Währungsumstellung auf Euro zu diesem Zeit- 
punkt. 
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